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Laudtags⸗Verhandlungen. 
Herrenhaus. 
12. Plenarſitzung vom 5. Februar. 


Der Präſident Graf Eberhard zu Stolberg- 
Uhr 


Wernigerode eröffnet die Sitzung um 11 
30 Minuten. 


Am Miniſtertiſche v. Selchow und einige Regie- 


rungskommiſſare. 


Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der 
Bericht der Kommiſſion über den Geſetzentwurf, betr. 
die Aufhebung des Jagdrechts im Kurfürſtenthum Heſſen 
Ein 
Amendement des Herrn v. Bernuth wird vom Hauſe 
Faſſung 
des §. 1 dahin, daß die beſtehenden Jagdrechte in den 
genannten Landestheilen mit dem Tage der Verkün⸗ 
Nach dem 


und in den Herzogthümern Schleswig-Holitein. 


unterſtüßt. Dasſelbe betrifft eine andere 


digung dieſes Geſetzes aufgehoben werden. 
Bericht des Referenten Herrn v. Wedell betheiligen 
ſich an der Debatte Miniſter v. Selchow, Regierungs- 
Kommiſſar Geheimer Ober-Finanzrath Löwe, Graf 
Ranzau. 


Der Miniſter v. Selchow erklärt, daß in dieſem 


Entwurfe zwei Differenzpunkte vorwalten, denen er be- 


trifft 1. die Höhe der Entſchädigung, wobei die Regie- 
rung zu dem Reſultat gekommen, daß ſie bei dem in 


der Vorlage angenommenen Maximum von 5 Sgr. 


pro Morgen beſtehen muß, er bittet, den Vorſchlag der 


Regierung anzunehmen. 


In der Spezialdiskuſſion ergreift bei §. 1 Graf 


Ranzau das Wort: Es iſt unzweifelhaft ein Un- 
recht, ein Jagdrecht auf fremden Grund und Boden 
auszuüben. Ich bin daher für eine wirkliche Ablöſung 
und nicht für eine einfache Aufhebung. Der Eindruck, 
welchen dieſer Geſetzentwurf bei den Grundbeſitzern 
machte, war ein ſehr peinlicher. Die Entſchädigung iſt 
ſo gering, daß ſie auch nicht annähernd irgend einen 
Erſatz für die Aufgabe des Rechts gewährt. Es liegt in dem 


ganzen Vorgehen der Königl. Staatsregierung eine 
Nichtachtung der Rechte der neuerworbenen Provinzen, 


die nothwendig einen ungünſtigen Eindruck machen 
mußte. 
mentariſchen Ausdrucks zur Ordnung). 
fs age wi 

chließe den Anträgen der Kommiſſ 

ielt . meine Pflicht, di bier Nan 37g 

auszusprechen. (Lebhafter Beifall!) f 

Nach einer ferneren Debatte, an der ſich die 
Herren Miniſter v. Selchow, Graf Rittberg, von 
Kleiſt⸗Retz ow betheiligten, ſtellt Graf v. Ranzau 
ein Amendement zu §. 1 dahin lautend, anſtatt die 
„Jagdrecht“ „die auf ihnen (fremden Grund und 
Boden) ruhenden „Jagdrechte“ zu ſetzen. Dieſes 
Amendement, ſowie das von Herrn v. Bernuth ge⸗ 
ſtellte werden angenommen. Bei $. 7 wird das Amen- 
dement geſtellt, die Worte „unter Mehreren“ einzu⸗ 
ſchieben, jo daß der Parapraph fo lautet: IN das 
angemeldete Jagdrecht unter Mehreren ſtreitig, ſo iſt 
die Entſchädigung gerichtlich niederzulegen. In dieſer 
Faſſung wird der §. 7 wie auch alle andern Para- 
graphen angenommen und darauf der ganze Geſetzent⸗ 
wurf genehmigt. 

Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung iſt die 
Vorberathung über den Geſetzentwurf, betreffend die 
Uebereignung der Dotationsfonds der Hülfskaſſen der 
Provinzial- und kommunalſtändiſchen Verbände der acht 
altern Provinzen der Monarchie. Graf v. Kleift- 
Retzow wendet ſich gegen die Faſſung des Entwurfes, 
wie er aus den Berathungen des Hauſes der Abgeord- 
neten hervorgegangen und empfiehlt die Regierungs- 
Vorlage. In demſelben Sinne ſprechen Neg.- Komm. 
Landrath Perſius, Baron Senfft v. Pilſach, von 
Meding, v. Kröchner, Gr. v. Brühl. Dagegen 
ſchlägt Graf v. Rittberg vor, die Sache an die 
Sinanz-Kommiffion zu weiſen. Dieſer Antrag wird 
abgelehnt. 

, Bei der Abſtimmung über dieſen Entwurf wird 
8. 1 in der Faſſung nach dem Beſchluß des Abgeord- 
netenhauſes abgelehnt und nach der Faſſung der Re⸗ 
gierungsvorlage angenommen. Ein Gleiches geſchieht 
mit Paragraph 2 und der ganze Geſetzentwurf wird 
angenommen. 

Der dritte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der 
mündliche Bericht der Juſttz-Kommiſſion über den Ge⸗ 
ſetzentwurf betr. die Aufhebung der 88. 30—33 Tit. I. 
Theil J“. des Allg. Landr. (Antrag des Abg. Wölfel 
und Genoſſen.) Der Berichterſtatter Graf zur Lippe 
geht auf die früheren Verhandlungen über dieſen Theil 
der Ehegeſetze zurück und empfiehlt dann den Antrag 
der Kommiſſion, dem Geſetzentwurfe in der von dem 
Abgeordnelenhauſe beſchloſſenen Faſſung die verfajjungs- 
mäßige Zuſtimmung zu ertheilen. Ohne Diskuſſion 
wird der Antrag angenommen. 

Der folgende Gegenſtand der Tagesordnung iſt 

Bericht der Finanzkommiſſion über die Petition 
mehrerer Nittergutsbejiger aus dem Großherzogthum 

oſen um Abänderung des Ablöſungsgeſetzes vom 15. 
il 1857. — Nach dem Antrage des Referenten 


Trotzdem will 


Stettiner 


(Präſident ruft den Redner wegen nichtparla- |: 
eine Verwerfung des Geſetzes ſtimmen, 


* 


* 
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Abendblatt. So nabend, den 6. Februar 


übergegangen. 
richte der Petitionskommiſſion über Petitionen, 

ſämmtlich nach den Vorſchlägen der Kommiſſion 
ledigt werden. Unter dieſen befindet ſich eine Petition 
um Regelung der Arbeiter-Verhältniſſe in den Fabrik 

durch geſetzliche Beſtimmungen. Auch über dieſe Peti⸗ 
tion wird auf Antrag des Referenten v. Le Cog zur 
Tagesordnung übergegangen. 

Ferner wird über eine Petition des Provinzial⸗ 
Vereins für die innere Miſſion in Oſtpreußen um Be⸗ 
ſchränkung der Branntweinfabrikation und des Brannt⸗ 
weinſchanks zur Tagesordnung übergegangen. Ferner 
wird auf Antrag der Kommiſſion die Petition, zu be⸗ 
wirken, daß die Volksſchulen im Hannoverſchen unter 
der Verwaltung der Konſiſtorien verbleiben, der König⸗ 
lichen Staatsregierung zur Berückſichtigung überweisen. 

Ebenſo werden die aus allen Theilen der Mon- 
archie eingegangenen Petitionen, der beabſichtigten Ein⸗ 
führung konfeſſionsloſer Volksſchulen die Zuſtimmung zu 
verſagen, auf Antrag der Kommiſſion der Königlichen 
Staatsregierung zur Berückſichtigung überwieſen. — 
Nächſte Sitzung Montag 11 Uhr. Tages- Ordnung: 
Schlußberathung über den Geſetz-Entwurf, betreffend die 
Verwendung des Rechtsbeſtandes des oberſchleſiſchen 
Typhus⸗Waiſenfonds in Schleſien, und die Schlußbera⸗ 
thung über den Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Aufbrin⸗ 
gung der Koſten der öffentlichen Armenpflege. 
der Sitzung 3°/, Uhr. 


Die erfolgen nach abſoluter Stimmenmehrheit. 


lichen Provinzen bringen wollen. 
$. 31 für einen ganz ſchle ien halte. 


ſchaft führen müſſe. 


graphen eingetreten ſeien. 


müßte. Er betrachte alles, was hier beſchloſſen werde, 
in keiner Weiſe als ein Präjudiz für künftige geſetz⸗ 
gebende Arbeiten. (Sehr richtig!) Sonſt würde er 
entſchiedener dagegen auftreten. Da es ſich hier aber 
nur um eine Provinz handle, ſo mögen die Herren in 
Schleswig⸗Holſtein ja ſehen, wie weit fie mit dieſem 
Geſetze kommen; ſie werden künftig vielleicht mit uns 
ſtimmen. 

Abg. Dr. Waldeck: 
Meiſte geſagt, was er (Redner) habe ſagen wollen. 
Schluß Es handle ſich hier allerdings nicht um eine Wahl, 
ſondern um eine Kooptation des Magistrats. Wolle 


8 Abgeordnetenhaus. Selbſtverwaltung nicht der Gemeinde, ſondern des je⸗ 
Vierundvierzigſte Sitzung vom 5. Februar. weiligen Magiſtrats. Ich will die „Thorheit“ begehen 
(Schluß.) und den Provinzen etwas Gutes, auch gegen ihren 


Der Regierungs⸗Kommiſſar Geh. Rath Ribbeck 
erwidert, daß das Amendement Virchow gar nicht in 
das Syſtem der Städte -Verordnung der alten Provinzen 
hineinpaſſe. Für Schleswig ⸗Holſtein ſei ſogar eine 
Sjährige Amtsdauer obſervanzmäßig. Ueber die lebens⸗ 
längliche Wahl hätten nur die ſtädtiſchen Kollegien zu 
beſchließen. r 

Abg. Miquel gegen vie Amendements Virchow; 
Wenn die Bürgermeister auf 12 Jahre, die Stadträthe 


Willen aufoktroyiren. Wenn die Leute in Schleswig ⸗ 
Holſtein erſt wiſſen werden, was hinter einem ſolchen 
Geſetze, wie das vorliegende ſteckt, ſo werden ſie es nicht 
haben wollen. Wer unſerer Verfaſſung zuwider Pri- 
vilegien geltend machen will, muß fallen. Wollen Sie 
eine Wahl der Bürgerſchaft, ſo geben Sie derſelben 
auch eine ſolche, können Sie das nicht, ſo laſſen Sie 
die Stadtverordneten wählen, aber ſtellen Sie dem preu- 
ßiſchen Staat nicht ein ſolches Armuthszeugniß aus, 
wie durch die in Rede ſiehende Bestimmung. (Beifall.) 
Abg. Hänel: Man ſollte die neuen Einrichtun⸗ 
gen nicht mit ſolchem Mißtrauen betrachten. Die 
Stadtverordneten ſeien nicht allein die Vertreter der Für- 
gerſchaft, der Magiſtrat ſei es auch. (Sehr richtig! 
Rechts.) Der Magiſtrat ſolle hervorgehen aus dem 
Zuſammenwirken ſtädtiſcher Kollegien; er wolle den Ge⸗ 
genſatz zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten nicht, 
der tauge nicht in der Kommunal⸗Verwaltung. (Bei⸗ 
fall rechts.) 

Abg. v. Hennig: Die Vertrauensſeligkeit des 
Vorredners überſteige jede Phantaſie. Wollen die Herren 
mit der konſervativen Partei die Städte-Ordnung machen, 
ſo mögen Sie es thun; aber wir wollen keinen Theil 
daran haben. (Beifall.) 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. Die Anträge 
Waldeck und v. Bockum⸗Dolffs werden abgelehnt, §. 
31 nach der Kommiſſionsverfaſſung angenommen. 

§. 32 lautet: „Der Bürgermeiſter und der Bei- 
geordnete bedürfen der Beſtätigung. In Städten von 
mehr als 10,000 Einwohnern ſteht dieſe dem Könige, 
in kleineren Städten der Regierung zu.“ a 

Abg. Ziegler (Breslau): Wir haben in der 
vorigen Woche eine ſogenannte große hannoverſche Woche 
gehabt, wo wir Vieles haben hören müſſen. Jetzt ha⸗ 
ben wir eine ſogenannte ſchleswig⸗holſteinſche Woche und 
da müſſen wir wieder Vieles hören. Da kommt der 
Abg. Hänel und jagt zu dieſer Verſammlung, in der 
eine Menge Oberpräſidenten und Miniſter ſitzen, wir 
jollten doch unſern Blick über die engen preußiſchen 
Verhältniſſe hinaus werfen. Sie wollen frei ſein, aber 
nach Ihrer Weiſe; Sie ſind frei geworden, aber nach 


Abg. von Unruh unterſtützt die Amendements 
Virchow. Die lebenslängliche Wahl iſt ein entſchiedener 
Rückſchritt gegen die Städte-Drdnung von 1808. Die 
Wahl der Stadträthe auf 3 Jahre halte ich für zweck⸗ 
mäßig, wenn auch nicht für nothwendig. Wer ſelbſt⸗ 
ſtändig iſt, bleibt es, ob er auf 3 oder 6 Jahre ger 
wählt iſt. Bei einer Wahl auf 3 Jahre wird es 
viel leichter, geeignete Perſonen zu finden. Das Amen- 
dement Miquel nehme ich event. wieder auf. 

Mg. v. Behr: Durch die Geſetzgebung zieht ſich 
wie ein rother Faden das Beſtreben, den Kommunen 
größere Freiheiten zu geben. Weshalb will denn der 
Abg. Virchow dieſe Freiheit durch ſeine Amendements 
beſchränken? Man jolle doch nicht in die Autonomie 
der Stäbe eingreifen. In Stralſund und Greifswald 
ſeien Kreisgerichts-Direktoren zu Bürgermeiſtern gewählt; 
dieſe würde man nicht bekommen haben, wenn fie nicht 
auf Lebenszeit gewählt worden wären. 

Abg. Lasker: Es gebe viele gute Bürgermeiſter⸗ 
Kandidaten, die oft ſchlechte Bürgermeiſter würden, und 
es komme dann der Spruch: „Der Wahn iſt kurz, die 
Reue lang.“ Tüchtige Männer werden auch eine Wahl 
auf 12 Jahre annehmen, im Vertrauen auf ihre Tüch⸗ 
tigkeit. Berlin, Breslau, Königsberg und Magdeburg 
hatten weit höhere Beamte zu Bürgermeiſtern gewählt, preußiſcher Weiſe und ſollen es bleiben. Ich muß jetzt 
trozdem die Wahl nur auf 12 Jahre erfolgt ſei. für dieſen Paragraph fimmen, weil ſonſt keine Harmo⸗ 
. Abg. Graf Schwerin: Ich bin entſchieden gegen nie in das Gejeg kommt. (Heiterkeit) Wir werden 
die Anträge des Abg. Virchow. Das Prinzip der erſt dann frei ſein, wenn der Bürgermeiſter auf ein 
Selbſtverwaltung beruht auf der Unabhängigleit, welche Jahr durch die Stadt gekürzt wird. (Beifall.) So- 
ſich die ſtädliſchen Behörden von der Staatsmaſchinerte bald nicht die ſtädtiſche Verwaltung aus der ganzen 
zu erhalten wiſſen (Sehr richtig! Rechts) und das kann] Einwohnerſchaft hervorgeht, jo löſt ſich bei der gering⸗ 
unter Umftänden ein auf Lebenszeit gewählter Bürger⸗ | ten Bewegung die ganze Bevölkerung vom Magiſtrat 
meiſter beſſer, als ein auf Lebenszeit gewählter. Eine los. (Bravo!) In böſen Zeiten müſſen Magiſtrat 
Stadtverordneten-Verſammlung kann ſich auch von einer | und Stadtverordnete vollſtändig der Ausdruck der Bür⸗ 
politiſchen Strömung leiten laſſen, einen tüchtigen Bür- gerſchaft fein. (Lebhafte Beifall.) 
ger meiſter, der anderer politiſcher Anſicht iſt, vom Amte Abg. Graf Schwerin: Man lönne ein ſehr 
zu entfernen. (Sehr wahr! Rechts.) guter Preuße ſein und das ſetze er von den ſchleswig⸗ 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. Das vom Abg. bolſteinſchen und hannoverſchen Abgeordneten voraus, 
v. Unruh aufgenommene Amendement Miguel wird an⸗ ohne alle unſere preußiſchen Verhältniſſe unbeſehen für 
genommen und mit ihm §. 30. Die Virchow'ſchen gut zu halten und anzunehmen. Auch er ſei der An- 
Amendements werden abgelehnt. ſicht, daß in unſerer alten preußiſchen Städte-Ordnung 

S. 31 beflimmt, daß die Mitglieder des Magi⸗ ein gutes Stuck Bureaukratismus flede. 
ſtrats von der Bürgerſchaft in gleichem Verfahren ger $. 32 wird angenommen. 
wählt werden, wie die Stadtverordneten. Die Wahl! Zu 8. 33 (Verſagung der Beſtätigung) erklärt 
ſoll für jede einzelne Stelle aus drei Kandidaten er- ſich der Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg über 
folgen, welche zu dieſem Behufe von einer gemeinſchaft⸗ die Stellung der Regerung zu den Beſchlüſſen der 
lichen Kommiſſton der beiden ſtädtiſchen Kollegien prä⸗ 


* 


Zeitung. 


Hiezu liegen Amendements der Abgg. Waldeck und 
v. Bockum⸗Dolffs vor, welche dieſe Beſtimmung in 
Uebereinſtimmung mit der Städte-Ordnung für die öſt⸗ 


Abg. Tweſten erklärt, „daß er für die Kommiſ⸗ 
ſionsfaſſung ſtimmen werde, obwohl er den Inhalt des 
Hier handle es 
ſich eigentlich nicht um eine Wahl, ſondern um eine 
Kooptation des Magiſtrats, die zu einer Koterienherr⸗ 
Verbeſſerungsanträge wolle er nicht 
ſtellen, da die Betheiligten für die Faſſung des Pera- 
Wie werde die Präſentation 
eigentlich erfolgen? man we de zwei Strohmänner und 
einen Kandidaten präſentixen, der dann gewählt werden 


Der Vorredner habe das 


man dies Selbstverwaltung nennen? Es ſei das eine 


. 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 

mit Botenlohn wierteij. 1. Thlr. 7½ Sgr. 
monatlich 12½ Sgr., 

für Breußen viertelj. 1 Tylr. 5 Sgr. 


1869. 


v. Meding wird über dieſe Petition zur Tagesord fung ſentirt werden Die Wahl der drei Kandidaten durch] Theil unverſtändlich bleibt. Er erklärt, daß ihn der 
Es folgen noch mehrere mündliche Be- die gemeinſchaftliche Kommiſſion ſoll durch Stimmzettel 


von der Kommiſſion vorgeſchlagene Wahlmodus eben 
nicht ſehr anſpreche, daß er jedoch die daran geknüpften 
Befürchtungen nicht theile. Der Staat müſſe an der 
Spitze der ſtädtiſchen Verwaltung Männer haben, anf 
welche er ſich in ſchlimmen Zeiten verlaſſen könne. 

Bei der Abſtimmung wird das erſte Alinea des 
$. 33 der Kommiſſions⸗Vorſchläge angenommen, ebenſo 
Alinea 2 „Im Falle die Beſtätigung verſagt wird, 
ſind die Gründe der Verfaſſung dem Magiſtrat und der 
Stadtverordnetenverſammlung anzugeben“ bei Zählung 
mit 152 gegen 150 Stimmen. Es folgt namentliche 
Abſtimmung. 

Das Reſultat der namentlichen Abſtimmung iſt die 
abermalige Annahme des Alinea 2 mit 166 gegen 158 
Stimmen. $. 33 iſt ſomit nach dem Kommiſſions⸗ 
Vorſchlage angenommen. — Die §§. 34 bis 37 wer- 
den ohne Diskuſſion genehmigt. 

Zu F. 38 beantragt Abg. Wölfel folgenden 
Zuſatz: „für Rechtsanwälte und Notarien iſt zur An⸗ 
nahme der Wahl als Stadtverordneter die Genehmi⸗ 
gung der vorgeſetzten Dienſtbehörde nicht erforderlich.“ 

Abg. Wölfel rechtfertigt dieſen Antrag mit Rück⸗ 
ſicht auf den bekannten Staatsminiſterialbeſchluß vom 
2. März 1859. 

Reg.⸗Komm. Geh. Rath Ribbeck: Materielle 
Gründe gegen dieſen Antrag habe er nicht anzuführen, 
aber einen formalen. Die Staatsregierung halte dafür, 
daß die Städteordnung nicht der geeignete Ort ſei, die 
angeregte Frage zu erledigen. Der Antrag falle in das 
Reſſort des Juſtizminiſters, der nicht anweſend ſei. Das 
Haus möge die Vorlage nicht durch Annahme dieſes 
Antrages zu Falle bringen. 

Abg. Miquel: Das Richtige müſſe beſchloſſen 
werden, wo ſich Gelegenheit dazu finde. Hier ſei eine 
ſolche Gelegenheit und Rechtsanwälte ſeien ſehr geeignete 
Perſönlichkeiten für ſolche Aemter. 

Nachdem auch Abg. Braun (Wiesbaden) und 
der Referent Abg. Franke für den Antrag geſprochen, 
wird derſelbe mit ſehr großer Majorität angenommen 

Das Alinea 4 des §. 38 beſtimmt, daß „richter ⸗ 
liche Beamte, zu deren jedoch die techniſchen Mitglieder 
der Handels-, Gewerbe und ähnlicher Gerichte nicht zu 
zählen find“, Stadtverordnete nicht ſein können. 5 
Alinea wird mit 155 gegen 148 Stimmen bei der 
Zählung abgelehnt und darauf über dasſelbe namentlich 
abgeſtimmt. — Das Reſultat dieſer namentlichen Ab- 
ſtimmung ift die abermalige Ablehnung dieſes Alinea 4 
mit 152 gegen 152 Stimmen. (Stimmengleichheit 
ergiebt Ablehnung.) $. 38 wird demnächſt mit dieſen 
Aenderungen genehmigt. Darauf wird die Berathung 
vertagt. 

Schluß der Sitzung: 3%, Uhr. 
Sonnabend 10 Uhr. Tagesordnung: 
heutigen Berathung. 

Deutſchlaund. 

Berlin, 6. Februar. Se. Maj. der König 
empfing geſtern Vormittags mehrere hier eingetroffene 
höhere Militärs, nahm hierauf die Vorträge der Hof- 
marſchälle Grafen Pückler und Perponcher, des Polizei⸗ 
Präſidenten v. Wurmb, des Gencral⸗Intendanten von 
Hülſen ꝛc. entgegen und arbeitete alsdann mit dem Mi⸗ 
niſterpräſidenten Grafen Bismarck. Nach einer Aus⸗ 
fahrt fand bei dem König und der Königin das Diner 
ſtatt, und nahmen der Kronprinz und die Kronprin⸗ 
zeſſin, der Erbprinz und die Erbprinzeſſin von Hohen⸗ 
zollern an demſelben Theil. Abends erſchien der Kgl. 
Hof mit den fürſtlichen Gäſten auf dem Subſkriptions⸗ 
ball im Opernhauſe und machte die gewöhnlichen drei 
Rundgänge. Die Ballmuſik wurde von der Acceſſiſten⸗ 
Kapelle und dem Trompeterkorps des Garde⸗-Feld⸗Ar⸗ 
tillerie-Regiments ausgeführt. 

— In unſerm Bericht über die Donnerſtag⸗ 
Sitzung des Abgeordnetenhauſes iſt die Rede, mit wel⸗ 
cher der Miniſter des Innern den zur Berathung vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurf (die Verfaſſung und Verwaltung 
der Städte und Flecken in der Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein betreffend) nur im kurzen Auszuge wiedergegeben, 
da der Miniſter, wahrſcheinlich noch angegriffen von 
ſeiner Krankheit, ſo leiſe ſprach, daß er unſerm Bericht⸗ 
erſtatter unverſtändlich blieb. Bei der Wichtigkeit des 
Gegenſtandes glauben wir dieſe Rede im Wortlaute 
wiedergeben zu müſſen. Der Miniſter ſagte: Wenn 
ſelbſt von denjenigen Herren, die über die Bedeutung 
des allgemeinen Wahlrechts geſprochen haben, anerkannt 
wird, daß es doch nicht unbedenklich ſei, die Einführung 
desſelben auch auf dem kommunalen Gebiete vorzuneh⸗ 
men, ſo meine ich, daß dies ſchon allein Grund wäre, 
in einer Geſetzgebung, die für die in Rede ſtehende 
Provinz überhaupt ſchon einen ſchroffen Uebergang von 
dem beſtehenden Verhältniſſe zu einem neuen herbeiführt, 
nicht ſofort von einem beengten Zuſtande zu den breite⸗ 
ſten überzugehen, den es geben lann. Ich theile nun 
auch die Anſicht, daß das allgemeine Wahlrecht in Be⸗ 


Nächſte Sitzung 
Fortſetzung der 


die zug auf die Kommunalverhältniſſe ſehr bedenklich iſt, 2 di 
Kommiſſion, ſpricht jedoch jo leiſe, daß er zum größten | und daß, ehe dasſelbe in die Geſetzgebung übergehen 


kann, noch ganz andere Erfahrungen gemacht werden 
müſſen, als diejenigen ſind, über die wir jetzt gebieten. 
Ich wollte nur ein paar Bemerkungen machen zu dem 
Antrage, der die Minimal- und Maximalſätze im letzte 
Alinea des §. 4 anfiht und fie anders normirt zw 
ſehen wünſcht. Es wird bei den Vorſchlägen, die ein⸗ 
gereicht worden ſind, namentlich darauf hingewieſen, daß 
man in dieſer Beziehung eine Gleichſtellung mit den 
alten Provinzen herbeigeführt wiſſen will; aber ich 
glaube, man überfieht dabei Eins: daß in den alten 
Provinzen überall das Dreiklaſſenſyſtem herrſcht und 
hier das direkte Wahlrecht. Selbſt da, wo das Drei- 
llaſſenſoſtem bisher herrſcht, kann Niemand, ſelbſt in 
der niedrigsten Klaſſe, anders milwählen, als wenn er 
ein beſtimmtes Einkommen nachzuweiſen im Stande ill. 
Es ſoll hier eine Feſtſetzung darüber getroffen werden, 
wer berechtigt ſein ſoll, bei den Stadtverordnetenwahlen 
ſein Bürgerrecht auszuüben. Nun iſt zwar über das 
Dreillaſſenwahlſyſtem hart geurtheilt worden; aber ich 
glaube, man hat ſich doch nicht immer bei dieſem Ur⸗ 
theil ganz lar gemacht, worin eigentlich der Vorwurf 
hauplſächlich liegt. Dieſer Vorwurf liegt hauptſächlich 
darin, daß die Uebergänge von einer Klaſſe in die an⸗ 
dere ſo wenig rationell ſind, daß die größten Härten 
für Diejenigen daraus entſtehen, die an der Grenze 
dieſer Klaſſe ſtehen. Das iſt oft ſehr hart empfunden 
worden, hat auch oft zu lächerlichen Reſultaten geführt, 
ſo daß zuletzt das Urtheil Platz gegriffen hat: das 
Klaſſenſyſtem ſei ein Jaliches Syſtem. Das mag man 
zugeben; allein der Grundgedanke, der in dieſem Syſtem 
liegt, daß, in Bezug auf die Wahlen, derjenige eigent⸗ 
lich größere Befugniſſe haben müſſe, der mehr Steuern 
bezahle, ein größeres Einkommen habe, oder der mit 
ſtärkeren Banden an diejenige Korporation geknüpft ſei, 
um deren Repräsentation es ſich handelt, dieſer Ge⸗ 
danke iſt, ſoviel ich weiß, noch nicht angefochten wor⸗ 
den, es ſei denn von denjenigen, die überhaupt und 
unter allen Umſtänden jagen: allgemeines Wahl- 
recht iſt das Einzige, was uns rettet. Wer aber 
auf dieſem Standpunkte nicht ſteht, der wird mir zu⸗ 
geben können und müſſen, daß in dem Dreillaſſen⸗ 
Wahlſyſtem ein Gedanke liegt, der ſeine Berechtigung 
hat. Nun, m. H., ſind wir ja heutzutage leider, viel- 
leicht ſagen andere Herren glücklicherweiſe, dahin ge⸗ 
kommen, daß unſere Städte nichts weiter geworden ſind 
als Arbeitsmärkte. Man läuft den bevölkerten Centren 
zu, um möglichſt ſchnell Arbeit zu finden und ſeine 
Arbeit möglichſt hoch belohnt zu ſehen. Alles dasjenige, 
was unſere Städte früher auszeichnete, ihr Charalter 
als große Familie; alles dasjenige, was die Mitgliedſchaft 
einer Stadt, die Bürgerſchaft in der Stadt von dem 
Bürger verlangte und ihm bot, iſt ja durch Freizügigkeit, 
durch neue Armengeſetzgebung, durch — ich weiß nicht 
was alles, vollſtändig verwiſcht, und die ganze Kommune 
hat eben nur den Charakter eines großen Marktes, in 
dem man ſich jo bequm oder ſicher einrichtet, als irgend 
möglich iſt. Sollte es nun, wenn man dieſe Natur 
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gionsgeſellſchaft verletzenden Worten beginnt: Ich ſchwöre 
ohne die mindeſte Hinterliſt u. ſ. w., petitlonirt. Auch 
die in der Synagoge von dem Rabbiner vorzunehmende 
beſondere Vorbereitung der jüdiſchen Soldaten zum Fahnen ⸗ 
eide wird als vom Religionsgeſetz nicht geboten bezeichnet 
und um deren Wegfall erſucht. Unter den Motiven 
wird angeführt, daß durch Beibehaltung dieſer bejon- 
deren Eidesformalitäten eine Spezies des Judeneides 
auf militäriſchem Wege auch in denjenigen Staaten des 
norddeutſchen Bundes wieder eingeführt werden würde, 
welche das Schmachvolle des Judeneides längſt aus 
ihren Geſetzbüchern getilgt haben. 
Ausland. 

Wien, 3. Februar. Die Nachrichten aus 
Griechenland lauten nicht ungünſtig und man zweifelt 
heute nicht mehr daran, daß der Konflikt beigelegt wer⸗ 
den wird. Von Intereſſe ift, daß die hieſigen Offüzioſen 
heute ſelbſt zugeben, was fie vor Kurzem noch in Ab- 
rede ſtellten, daß Graf Beuſt von vornherein nicht ein- 
verſtanden war mit dem Projekte, eine diplomatiſche 
Konferenz zwiſchen der Türkei und Griechenland inter- 
veniten zu laſſen, daß er aber ſchließlich zuftimmte, weil 
ſcühere Verabredungen ihn banden, im Oriente Hand 
in Hand mit Frankreich zu gehen. Daß Rußland und 
Preußen in Athen ihren ganzen Einfluß zu Gunſten 
der Aufrechthaltung des Friedens geltend machten, wird 
heute hier ſelbſt in denjenigen Kreiſen nicht mehr in 
Abrede geſtellt, in welchen man noch vor Kurzem dieſe 
beiden Mächte für das Auftreten Griechenlands ver- 
antwortlich machte. 

Lemberg, 5. Februar. Sicherem Vernehmen 
nach wird der Kaiſer von Rußland gegen Ende Februar 
im Lager von Winnica (Gouvernement Podolien) zur 
Inſpizirung der Truppen erwartet. — Der Biſchof von 
Lublin hat ſich aus Furcht, deportirt zu werden, hierher 
geflüchtet. 

5 Paris, 5. Februar. Der frühere Miniſter der 
auswärtigen Augelegenheiten, Marquis de Mouſtier, iſt 
heute geſtorben. 

Bukareſt, 5. Februar. In der heutigen 
Sitzung der Deputirtenkammer erklärte das Miniſterium, 
daß es ſein Entlaſſungsgeſuch in die Hände des Fürſten 
gelegt habe. Ob der Fürſt dasſelbe annehmen wird, 
iſt noch ungewiß. 

Konſtantinopel, 5. Februar. Eine aus 
Athen hier eingetroffene Depeſche vom geſtrigen Tage 
meldet, daß das neue Miniſterium unter Vorſitz von 
Zaimis bereits vollſtändig gebildet iſt; zum Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten it Theodor Delyanis, Vetter 
des bisherigen Miniſters, ernannt. 

Wommern. 

Stettin, 3. Februar. Nach dem neueſten 
„Milit.⸗Wochenbl.“ it: v. Haugwitz, Maj. agg dem 
Gren.-Regt. König Friedr. Wilh. IV. (1. pomm.) 


Nr. 2, kommandirt zur Dienſtleiſtung bei der Abthti⸗ 


lung für die perſönlichen Angelegenheiten im Kriegs- 
miniſterium, unter fernerer Belaſſung in dieſem Kom- 


der Städte heutzutage nicht wegleugnen kann, nicht mando, à la suite des gedachten Regiments geſtellt. 


wenigſtens ſeine Berechtigung haben, in Bezug auf die 
Einrichtungen die einer ſolchen Kommune gegeben werden, 


nur diejenigen zu hören, welche durch ihre ganze außere 


Lage dolumentiren, daß ſie ein längeres und lieſe res 
Intereſſe an der Kommune haben, als dasjenige iſt, 
welches der einfach Einziehende, und nach einigen Jahren 
wieder Abziehende, ſeiner Natur gemäß daran haben 
tann. Das iſt der Gedanke auf dem es überhaupt 
baſirt, daß man noch ein Bürgerrecht neben der Gemeinde 
angehörigteit Tonftituirt, und daß man bei der großen 
Abneigung, dieſes Bürgerrecht noch an andere Merkmale 
zu knüpfen, als an das Einkommen und die äußere 
Situation, doch wenigſtens dieſen Anker noch feſthält 
und ſagt, ich will nur Denjenigen wählen und gewählt 
werden laſſen, der durch ſeine äußere Situation bekundet, 
daß er Intereſſe an der Kommune haben kann oder 
haben muß. Ob das nun ein Einkommen von 200 Thlrn. 
Minimum oder von 500 Thlrn. Maximum iſt, das 
it eine ziemlich gleichgültig Sache. Ich trete aber 
doch dem Herrn Abgeordneten aus der Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein, der ſich aufs Angelegentlichſte mit dieſer Ange- 
legenheit beſchäftigt hat, darin bei, daß es ſich ernſtlich 
nicht empfiehlt, hier viel zu ſpezlaliſiren und verſchiedene 
Städte je nach ihrer Einwohnerzahl zu rangiren; das 
möge dem Orteſtatut überlafjen bleiben; zweitens aber 
darin, daß, wenn die Provinz einmal und die Herren, 


| — Nach einer Triegeminijteriellen Beſtimmung iſt 
das Regulativ über die Behandlung und Verpflegung 
der Militär-Sträflinge vom 6. November 1858 
dahin deklarirt, daß die Abgabe ſolcher Soldaten in eine 
Civil-Strafanſtalt künftig alsdann zu erfolgen hat, wenn 
durch kompetentes ärztliches Atteſt beſcheinigt wird, daß 
der Betreffende zur Verrichtung der auf der Feſtung 
vorkommenden Arbeiten nicht mehr befähigt iſt, wohl 
aber unbeſchadet ſeines Geſundheitszuſtandes noch in eine 
Cioil⸗Strafanſtalt untergebracht werden kann, daß er 
dagegen in die Heimath zu entlaſſen iſt, wenn auch die 
letztere Bedingung bei ihm nicht mehr zutreffen ſollte. 
| — Das Kriegsminiſterlum hat beſtimmt, daß in 
| Ausführung der neuen Verordnung über die Dienſtver⸗ 
hältniſſe der Offiziere des Beurlaubtenſtandes bei Feſt⸗ 
ſtellung von Peuſions- und Verſorgungs-Anſprüchen, ein 
früherer desfallſiger Erlaß vom 14. Oktober 1851, 
betreffend die Berechnung der Dienſtzeit bei den von der 
Landwehr zur Linie übergetretenen Offizieren künftig keine 
Anwendung mehr finden ſoll. Für Offiziere des ſte⸗ 
benden Heeres, welche zeitweiſe dem Beurlaubtenſtande 
angehört haben, dürfen daher fortan aus der Gejammt- 
dauer dieſes Verhältniſſes nur di jenigen Abschnitte als 
penſionsberechtigende Dienſtzeit in Anrechnung gebracht 
werden, in welchen dieſelben wirklich altive Dienſte ge 
than haben. 
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die theils als Freiwillige, theils als Mitglieder des — Der Kreisrichter Peters in Swinemünde iſt 
Provinziallandtages gehört worden find, die Summe an das Kreisgericht in Colberg verjeßt worden. 
von 200 bis 500 Thalern vorſchlagen, wir keine Ver⸗ — Ein bei ſeinem Sohne, einem Dienſtmann 


anlaſſung haben, an dieſem Vorſchlage etwas zu ändern. 


Dieſe Sätze ſind wahrſcheinlich theils aus Rückſichten 


auf den Uebergang, der ſich in der Geſetzgebung jetzt 
kund giebt, theils mit Rückſicht auf die dortigen Geld⸗ 
werthe arbitrirt, und wenn die Herren ſagen: das iſt 
dasjenige, was für unſere Verhältniſſe paßt, ſo ſehe ich 
in der That nicht ein, warum wir jagen ſollen: nein, 
das paßt nicht und wir wollen etwas Anderes vor- 
ſchreiben. Ich komme auf die Bemerkung zurück: eine 
Gleichſtellung mit den alten Provinzen geſchieht dann 
nicht, wenn Sie auch hier 300 Thlr. adoptiren, denn 


dann geben Sie eigentlich Schleswig⸗Holſtein mit direlten 
Wahlen einen niedrigeren Cenſus als die anderen Pro- 


vinzen ihn haben, die mit 300 Thlrn. klaſſiſtzirt wählen. 

Magdeburg, 4. Februar. Von dem Rab- 
biner der hieſigen Synagogengemeinde, Dr. Rahmer, 
iſt dieſer Tage eine Petition an das Abgeordnetenhaus 
abgegangen, in welcher derſelbe um Abſchaffung der für 
jüdiſche Soldaten beſonders vorgeſchriebenen Norm des 


Fahneneides, welcher mit den das religiöſe Bewußtsein aber bisher nicht ermittelt. 
nicht allein des Schwörenden, ſondern der ganzen Reli- 


auf der Laſtadie, wohnbafter Arbeiter kam geſtern nach 
Hauſe, llagte über bedeutende Kreuzſchmerzen und bat 
‚feinen Sohn, ihn doch tüchtig zu „ſchütteln“, (ein 
Mittel, was der gewöhnliche Mann bei derartigen Schmer- 
zen bekanntlich häufig anzuwenden pflegt. Nachdem der 
Sohn die Bitte ſeines Vaters erfüllt, legte er fi in's 
Bett und war nach lurzer Zeit — tobt. Der plötzlich 
eingetretene Tod, über deſſen Urſache uns Näheres aller- 
dings nicht bekannt iſt, jol, wie wir hören, der Polizei⸗ 
behörde Veranlaſſung gegeben haben, der Staateanwalt⸗ 
ſchaft von der Sache Mittheilung zu machen. 
Nachmittags gemeldet: Der Lootjen-Dampfer „Merkur“ 
iſt bis zum Haff heraufgeweſen und berichtet noch ſehr 
viel zuſammengeſchobenes Eis geſehen zu haben, weshalb 
in den nächſtenn Tagen die Fahrt nicht frei wird. 

— In der verfloſſenen Nacht oder heute früh iſt 
vom Boden des Hauſes Frauenſtraße Nr. 36 eine An- 
zahl werthvoller Wäſcheſtücke geſtohlen worden, der 


— Seit einigen Tagen 


— Aus Swinemünde wird vom geſtrigen Tage 


Dieb 


und Wagenfabrikant H., wie man jagt, mit Hinter- 
laſſung einer nicht unbedeutenden Schuldenlaſt, von 
hier verſchwunden. Gleichzeitig wird auch der auf etwa 
100 Tha'se berechnete Beſtand mehrerer kombinirter 
Geſellenkaſſen, die H. zu verwalten hatte, vermißt. Der 
Kaſten, in welchem die Gelder ſowie die betreffenden 
Papiere aufbewahrt wurden, fand ſich dagegen unver- 
ſehrt vor. 

— Die „Neue Stettiner Zeitung“ hat unſere 
Anſicht, daß der Verfaſſer der erwähnten Korreſpondenz 
„Zukunft“ in dem Bureau des erſten Blattes zu finden 
ſein dürfte, jo wie unſere Angabe, daß auch die „Neue 
Stettiner Zeitung“ ihr Blatt in einem früheren Falle 
nicht am geſetzlichen Tage geſtempelt herausgegeben hat, 
als erlogen bezeichnet. Was das erſte anlangt, ſo iſt 
das eine Vermuthung, deren Richtigkeit oder Unrichtig⸗ 
keit ſich ergeben wird, wenn Herr Dr. Jacoby den 
Namen des Verfaſſers nennt; was aber das zweite an- 
betrifft, ſo liegt zum Beweiſe der Wahrheit 
den Herren der Redaktion der „Neuen Stet— 
tiner Zeitung“ ſo wie Jedermann, der ſich 
dafür intereſſirt, ein am geſetzlichen Tage 
ungeftempeltes Exemplar des genannten Blat- 
tes in unſerm Bureau zur Anſicht offen. 

Stargard, 5. Februar. Das hieſige Kriminal- 
Gefängniß⸗Gebäude iſt in Folge eines Gutachtens des 
Königl. Bau-Inſpektors Herrn Wernicke, wegen gefahr 
drohender Baufälligkeit von ſeinen Inſaſſen geräumt 
worden. Dieſelben find größtentheils in dem Gefängniſſe 
zu Jakobshagen untergebracht worden. 

+ Greifswald, 5. Februar. Unter den hie⸗ 
ſigen Vergnügungsorten iſt es jetzt das Voglerſche Lokal, 
welches dem großen Publikum Greifswalds durch ſeine 
anziehenden Konzerte und theatraliſchen Vorſtellungen jo 
viele genußreiche Abende darbietet. Der Unternehmer 
ſcheuet weder Koften noch Mühe, um täglich Neues 
und Abwechſelndes vorzuführen. Es iſt nicht die Abſicht, 
hier die Leiſtungen Einzelner hervorzuheben, ſondern nur 
dem ganzen Unternehmen Rechnung zu tragen, und das 
Lob gebührt auch allen Mitwirkenden. Die gut einge- 
ſchulte Kapelle wirkt mit den Theater-Piecen jo über⸗ 
einftimmend, als wäre das Ganze ein harmoniſches 
Zusammenwirken. Zieht man nun noch in Betracht, 
daß der Unternehmer von vornherein mit mancherlei 
Widerwärtigleiten zu kämpfen gehabt hat und dennoch 
ſo manchen Theil ſeiner Einnahme zur Milderung der 
Noth und Armuth überwies, dann dürfte auch am den 
Wochentagen ein noch regerer Verkehr zu erwarten ſein, 
zumal der billige Preis dieſer Vorſtellungen allen An- 
forderungen in dieſem Geure genügen dürfte. So ſeſen 
denn dieſe Unterhaltungsabende auch denen, die auf 
längere Zeit gemüßigt ſind, in unſerm Städtchen zu 
verweilen, beſtens empfohlen. Ein heiterer Abend und 
Schoppen gut Bairiſch wird im Voraus zugeſichert. 
bechawe, 5. Jebruar. Geſtern Morgen 
wurde der Brauer G. Kunde hier todt im Bette ge⸗ 
funden, vermuthlich durch Kohlendunſt erſtickt. Der 
Ofen war am vorhergehenden Abend geheizt worden, 
die Klappe wurde geſchloſſen und die ſog. Reinigungs- 
thüre offen gefunden. Ob abſichtliche Tödtung vorliegt, 
dürfte ſchwer zu ermitteln ſein. 

Vermiſchtes. 

Berlin. Der Gouverneur von Berlin, General 
Graf v. Walderſee, hätte vor einigen Tagen leicht das 
Opfer der Fahrläſſigkeit eines Fuhrmanns werden kön⸗ 
nen. Als Se. Excellenz nämlich vom Schloßplatz kom- 
mend die Fahrſtraße an der Ecke des Königlichen Schloſſes 
nach der Schloßfreiheit zu überſchritt, kam vom Luſt⸗ 
garten her ein Arbeitswagen, mit welchem das davor 
geſpannte Pferd in vollem Karriere durchging. Nur 
der Geiſtesgegenwart eines Herrn — wie wir hören 
eines Königlichen Poſtbeamten — iſt es zu verdanlen, 

daß der General, der das von der Seite auf ihn heran- 
brauſende Fuhrwerk nicht bemerkt batte, von dem Ueber⸗ 
jahren gerettet wurde. Der Helfer, die drohende Ge- 
fahr für den Herrn Gouverneur erblickend, eilte dem- 
ſelben nach, erfaßte ihn von hinten mit beiden Armen 
und beide erreichten noch glücklich das Trottoir in dem- 
ſelben Augenblicke, als dicht hinter ihuen das Fuhr werk 
vos beiſauſte. Zwei Perſonen, die auf dem Wagen 
ſaßen, wurden von demſelben heruntergeſchleudert, und 
eine, in der Leine hängen bleibend, eine ziemliche 
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Strecke fortgeſchleift. Eine erhebliche Beſchädigung hat 
glücklicher Weiſe Niemand erlitten. 

— In der v. Zaſtrow'ſchen Unterſuchungsſache 
wurden in den letzten Tagen verſchiedene Perſonen, u. 
a. der Kellner und die Wirthin aus einer Reſtauration 
der Lyßowſtraße als Zeugen vernommen. Es ſoll ſich 
dabei auch um Ermittelungen in Bezug auf den Corny- 
ſchen Fall handeln, da v. Zaſtrow um die fragliche 
Zeit dort vielſach verkehrt und ſich auffällig gerirt hat. 
In ſeiner Begleitung ſoll ſich damals ein fein geklei⸗ 
deler Mann befunden haben. 

Berlin. lleber die Entdeckung und Feſtnehmung 
einer Falſchmünzerbande berichten bieſige Blätter fol⸗ 
gende Details: Ein intereſſantes Schauſpiel entwickelte 
ſich am Doanerſtag früh in der Rheinsbergerſtraße und 
lodtte eine bedeutende Zuſchauermenge herbei, die mit 
geſpannter Aufmerkſamkeit den Vorgängen folgte. Ge- 
jet von Beamten der Kriminalpolizei jchritt eine An- 
zahl Polizijten lautlos durch die Straße und ſchloß im 
Nu eines der dort ſtehenden Häuſer derartig von allen 
Seiten ein, daß alle nur denkbaren Ausgänge beſetzt 
waren. Dt gleicher Schnelligkeit wurde ein im Haufe 
befindlicher verſchloſſener Keller in der Weiſe geöffnet, 
daß die Eingangethür mit einem ſtarken Brecheiſen auf⸗ 
geſprengt wurde. Alles dies nahm ſo wenig Zeit in 
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it der Sanlermeſſer Anſpiuch, daß ein Theil der Beamten ſich im Keller 121,171, Hr br. Er, Stroh 7—9 . 


befand, ehe Jemand im Haufe etwas von den Vor⸗ 
gängen bemerkt hatte. Da dieſe Maßregeln auf die 
Ermittelung eines Kapitalverbrechens bindeuteten, ver⸗ 
ſammelten ſich immer mehr Zuſchauer vor dem Hauſe, 
die mit ſteigender Ungeduld auf die Befriedigung ihrer 
Neugier warteten und ſich in allerlei ſchauerlichen Ver⸗ 
muthungen erſchöpften. Der erbrochene Keller galt 
ohnehin in der Nachbarſchaft als nicht geheuer, da er 
beſtändig feſt verſchloſſen gehalten wurde und nicht be⸗ 
nutzt zu werden ſchien. Trotzdem hatte man des Nachts 
häufig Lichtſchein durch die Fenſter wahrgenommen und 
Geräuſch dahinter gehört. Der Tumult der ungedul⸗ 
digen Menge ſteigerte ſich noch mehr, als bald darauf 
vier Männer mit gebundenen Händen aus dem Hauſe 
gebracht und unter ſtarler Bedeckung von Schutzleuten 
wegtransportirt wurden. Man hatte nämlich, wie ſich 
nun herausſtellte, in dem Keller eine Falſchmünzerbande 
ermittelt und überrumpelt. An der Spitze dieſer Ge⸗ 
ſellſchaft, welche des Nachts in dem Keller falſche Ein 
thalerſtücke anfertigte, ſtand ein rheiniſcher Graveur und 
Chemiker; ein zweites Mitglied iſt, wie wir hören, der 
Vicewirth des betreffenden Hauſes; die anderen beiden 
ſollen herabgekommene Bäckermeiſter ſein. Die Krimi- 
nalpolizei war den Fälſchern ſeit einiger Zeit auf der 
Spur, doch verfuhren dieſelben mit jo viel Vorſicht und 
Schlauheit, daß es ſchwer war, ihnen beizukommen; 
aus dieſem Grunde war es auch nur in der beſchrie⸗ 
benen Weiſe möglich, die Geſellſchaft zu überrumpeln. 
Der Coup gelang vollſtändig, indem wenigſtens einer 
der Fälſcher, der erwähnte Rheinländer, noch bei der 
Arbeit überraſcht wurde; die übrigen drei hatten bereits 
die Werkſtatt verlaſſen, wurden jedoch im Hauſe ver⸗ 
ſteckt aufgefunden. Die Formen und Chemikalien, deren 
ſich die Fälſcher bei ihrer Arbeit bedient hatten, fanden 
ſich gleichfalls in dem Keller vor, eben ſo eine Menge 
falſcher Thaler, die wahrſcheinlich erſt in der vergange⸗ 
nen Nacht fabrizirt worden waren. — Erſt nachdem 
die Bande abgeführt worden, gelang es, dem Auflauf 
in der Rheinsbergerſtraße ein Ende zu machen und die 
aufgeregte Menge zu zerſtreuen. Die Fälſcher ſollen 
das Geſchäft ſchon Jahre lang betrieben haben. 
Eſſen, 1. Februar. In einem Wirthshauſe 
zwiſchen hier und Stoppenberg, in dem P.'ſchen Lokale, 
geriethen geſtern Nachmittag zwei Einwohner der Stoppen⸗ 
berger Bürgerweiſterei, die bis dahin gute Freunde ge⸗ 
weſen waren, wegen eines geringfügigen Umſtandes in 
Wortwechsel. Wie es heißt, ſoll es ſich um ein Glas 
Bier gehandelt haben. In der Hitze des entfachten 
Zornes ließ ſich der Eine derſelben hinreißen, ſein Dolch⸗ 
meſſer zu ziehen und damit ſeinem Gegner einen tiefen 
Stich in den Unterleib beizubringen, der den Tod des 
Verletzten ſofort herbeigeführt haben ſoll. Der Thäter, 
welcher verhaftet, anfänglich geleugnet hat, geſtand ſpäter 
ſeine ſchreckliche That ein und gab auch den Ort an, 
wo er die bei der Verhaftung nicht bei ihm vorgefundene 
Mordwaffe verſteckt hatte. 3 
— Aus München meldet der „Bair. Curfer“: 
ſtehende Thatſache bilden. 
ein Mädchen geboren und bald danach in Koſt und 
Pflege einer Familie übergeben, regelmäßig dafür eine 
hinreichende monatliche Alimentatio bezahlt, ohne zu 
wiſſen, von wem dieſelbe gefloſſen. Kurz vor Weih⸗ 
nachten kam nun unter der Adreſſe der Pflegeeltern be⸗ 
ſagten Mädchens (welche, nebenbei geſagt, ihren Pflegling 
auf das Sorgfältigſte erziehen ließen) eine Summe von 
30,000 Fl. an, mit dem Beifügen, dieſelben ſeien ein 
Chriſtgeſchenk für deren Pflegekind, und es war auch 
dieſe Zuſendung eine anonyme. Man vermuthet, daß 
fie von dem verſtorbenen Bürgermeiſter Zelinka in Wien 


München erzogenes Mädchen beſtimmtes Kapital befand. 

Amerika. Ein Newyorker Blatt bringt in ſeinem 
Annoncentheik das Verlangen eines Journals im Süden, 
nach einem Mitarbeiter, der folgende, für die ameri⸗ 
laniſchen Preßzuſtände ſehr bezeichnende Bedingungen 
erfüllen kann. „Wir brauchen einen jungen, ſehr mus⸗ 
fulöjen Mann, der Haare auf den Zähnen hat, ſich 
nicht ſcheut Meſſerſtiche zu empfangen oder auszuthellenz 
ſein Pferd, ſeinen Revolver und Bowiemeſſer hat er 


Mittags ſchön. 

Bergen wenig verändert, pr. 
5865 e, bunt poln. 67-69 %, weißer 69—72 , 
gelber inländ. 691 —70½ , 83 Söpfd. Frühjahr 
69½, % z bez., Br. u. Gd., Mai-Junj 70½ 34 Gd. 

Rongen behauptet, per 2000 Pfd. loco 51—52 , 
Februar 52 8. Br., Frübi. 51 ¼, ½% 9% bez, 17 Br. 
u. Gd, Mai. Juni 52, 51%, i bez. u Gd. 52 Br., 
Juui⸗Juli 52 ½ t bez. u. Gd., 53 Br., Juli⸗Auguſt 
53, 521, „ bez. u. Br. 

Gerſte 2 pr. 1750 Bid. loco ungar. 40-45 , 


Le inſamen loco pr. 1800 Pfd. 72 % bez. 


Rüböl unverändert, loeo 9% , Br., Febr.⸗März 
9 252 Br., da Gd., April⸗Mai 9742 Gd., 23 Br., 


September⸗Oktober 10 % Br. 
Spiritus behauptet, loco ohne Faß 14½ . 
bez, mit Faß 142, . bez., kurze Lieferung 14%, Rb 
bez, Febr. März 14% % bez., Frühjahr 15, 15 ½ . 
bez, Mat» Juni 15%, 5% Br., Juli⸗Auguſt 15% Br. 
Regulierung » Breife: Weizen 70, Roggen 52, 
Rüböl 9½, Spiritus 14%. 
Landmarkt. 
Weizen 65—73 . Roggen 52—55 


, Gerſte 
44 49 %, Hafer 3336 , a 55 


58 Hen k 
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Einen Fall eigener und äußerſt ſeltener Art dürfte nach- 
Vor 20 Jahren wurde hier 


herrühre, in deſſen Hinterlaſſenſchaft ſich ein für ein in 


